
Bundessozialgericht

4 HJ 423/64

Zugestellt am I m2„ Oktober 4965 N a m e n d e e V o l k e s

In dem Rechtsstreit

ooooouaouoooooooooo ooooo oooonoo°oooooooooooo oooooooo ano

Kläger und Bevisionskläger,

odaoooooooooooaooovaooooooneoooooon_oooc .......... onen-o

Beklagte und Revisionsbeklegte,

hat der 40 denat des Bundessozialgerichts am 9„ September

1965 ohne mündliche Verhandlung

durch

Senatspräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender —
Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter Dr° “ c k e r ,
Bundessozialrichter K r i e g und

Bundessozialrichter
_

R e i m e r

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen La■dessozialgerichts vom

2° Juni 1964 wird aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Vernandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen„
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Die Beklagte bewilligte dem Kläger durch Bescheid vom

30„ Juli 1959 eine Rente wegen Berufsunfähigkeit vom 1°
Januar 1957 an; sie berechnete die Rente nuch den von

diesem Tage an geltenden Vorschriften mit 44,60 DM monat—

lich°

Diesen Beecheid hat der Kläger mit der Klage angefochten°

Er erstrebt eine höhere Leistung im Wege der "Vergleichs—

berechnung” nach Art° 2 @42 des Arbeiterrcntenversiche—
rungs-Neuregelungsgesetzes (ArVNG) und außerdem die Vor—

‘verlegung des Beginns der Rente° Das Sozihlgericht (SG)

Bayreuth hat die Klage durch Urteil vom 150 April 1961

abgewiesen° Bei ihm schwebt noch ein Verfahren, in

welchem der Kläger Rente wegen Erwerbsunfähigkeit ver—

langt°

Während des Berufungsverfahrens hat die Beklagte zwei—

mal auf Grund des @ 1287 Abso 1 der Reichsversicherungs—

ordnung (EVO) die Berufsunfähigkeitsrente für je secns
Monate versagt, weil der Kläger sich ohne triftige Grün—
de gewei3ert habe, eine ärztliche Untersuchung zu duldea

und dadurch die Nachprüfung, ob noch berufsunfihigkeit

vorliege, vereitelt habe (Bescheide vom 220 November

1962 und 21„ Juni 1963)„ Der Kläger hat sich gegen die
Berechtigung auch dieser Versagungsbescheide gewendet°

Zur mündlichen Verhandlung vom 20 Juni 1964 hatte das

Bayerische Landessozielgericht (LSG) das persönliche

ßrscheinen des Klägere angeordnet° Daraufhin hat dieser

um Term neverlegungl„ ■r teilte mit, er könne aus wirt—

schaftlichen Grönden Licht zur V1rhandlung kommen; zu—

gleich legte er eine Leseheinigung seines Hausarztes
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vor, nach welcher er "zur Zeit nicht in der Lage" sei,

zu dem Verhandlungstermin zu erscheinen°

Die Verhandlung vor dem LSG hat in Abwesenheit des
-Klägers stattgefunden° In der Niederschrift hierüber

sind die vorgedruckten “Orte "Der Berichterstatter trägt

den Sachverhalt vor" gestrichen° Darunter heißt es:

"Der Beteiligte wird gehört; die Streitsache

wird erörtert° Der Bevollméchtigte der Be—
klagten verzichtet auf Sächvortrag".

Das LSG hat durch Urteil vom selben Tage (2° Juni 1964)

.die Berufung des Klägers gegen dicerstinstanzliche Ent—

scheidung zurückgewiesen und die Klagen gegen die Ver-

sagungsbescheide abgewiesen°

Gegen dieses ihm am 15° Juli 1964 zugestellte Urteil hat

der Kläger am 15„ Februar 1965 — die vom LSG nicht zuge—

laSsene —Revision eingelegt und gleichzeitig um Wieder—
einsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der

Revisionsfrist nachgesuchto Zur Begründung der Statthaftig—

keit dcs_Rechtsmittels hat er Mängel im Verfahren des LSG

gerügt° V “ '

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil auquheben und nach den

Klageanträgen zu entscheiden,

hilfsweise,

den Rechtsstreit an das Berufungsgericht zurück-

zuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

. die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise,

sie zurückzuweisen°
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt

(@@165, 153 Abso 1 , 124'Abs° 2 des Sozialgerichtsge—

setzes — SGG —)°

Die Revision ist nicht innerhalb der monat5irist des

@ 164 Abs° 1 Satz 1 „GG eingelegt werden° Daraus ent—
steht dem Kläger jedoch kein Rechtsnachteil, weil er die

Revisionsfrist ohne Verschulden versäumt und<hshalb An—

Spru0h auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (@ 67

SGG} hat° Er hat, weil er wegen seiner Mittdlosigkeit

nicht selbst einen Prozeß evollmächtigten mit der Ein—

' legung der Revision beauftragen konnte, innerhalb der

Revisi0nsfrist, nämlich am 14° August 1964, unter Vor—

? rgung des‘nach @ 167 see in Verbindung mit @ 118 Abs„ 2
der Zivilpr0zeßordnung (ZPO) erforderlichen behördlichen '

Zeugni3ses die Bewilligung des Armenrechts und die Bei—

ordnung eines Rechtsanwalts beantragt° Diesem Antrag hat

der erkennende.8emat erst am 160 Januar 1965 entsprocheno

Nachdem der Bewilligungsbeschluß dem beigeordneten Rechte

anWalt am 22° Januar 1965 zugestellt worden war, hat die—

ser innerhalb der honatsfrist des @ 67 Abs„ 2 5GG Wieder—

einSetzung in den vorigen Stand unter gleichzeitiger
Nachholung der_versäumten Revisionseinlegung und —be—

gründung beantragtoDa somit die Voraussetzungen für

eine Wiederéinsetzung in «en vorigen Stand vorliegen?

gilt die Revision als fristgerecht angebracht9 auch die

Begründungsschrift als rechtzeitig eingegangen„

Die Revision ist statthait, weil einer der gerügten Ver—

vfahren3mängel vorliegt (@ 162 Abs° 1 Nro 2 SGG)°

Unbegründet ist allerdings die Rüge, das LSG habe dem

Kläger, indem es seinem Vertagungsantrag nicht stattge—

geben habe, das rechtliche Gehör (% 62 SGG) verweigerta
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Es ist nicht zu beanstanden, daß das LSG einen erheb—

lichen Grund, der eine Verlegung des Verhandlungstermins

hätte geboten erscheinen lassen (@ 202 SGG in Verbindung

mit @227 ZPO), nicht als gegeben erachtet hat° Das Be—
rufungsgericht hat ausgeführt: Der Kläger sei nicht aus
wirtschaftlichen Gründen verhindert gewesen, zur münd—

lichen Verhandlung zu kommen; denn ihm sei ein Fahrgut—

schein übermittelt und sonstige_Aufwendungen wären ihm

im Falle seines Erscheinens Vor dem Gericht aus der Staats—

kasse ersetzt worden° Es sei auch nicht dargetan, daß der

Kläger aus gesundheitlichen Gründen nicht hätte kommen

können; die Äußerung des rlausarztes, nach welcher der

Kläger "z„Zt° nicht in der Lage (gewesen) sei, zu dem
Termin in München zu erscheinen", entbehre der notwerdigen

Begründung„— Die Verfahrensweise des Berufungsgerichts

läßt keine Verletzung der Vorschriften über die Gewährung

des rechtlichen Gehörs erkennen° Die Revision hat nicht
durch Bezeichnung von Tatsachen und Beweismitteln (@ 164

Abs° 2 Satz 2 SGG) erläutert , inwiefern der Klager '
entgegen dan überzeugenden Ausführungen des LSG dennoch

'verhindert gewesen sein soll, den Verhandlungstermin wahr—

zunehmeno

Auch die weitere Rüge, bei gründlicher Aufklärung des
Sachverhalts wäre das LSG nicht zu der unrichtigén Fest—

stellung gekommen, der Kläger sei zeitweise als Wachmann und

Maschinist tätig gewesen, hat keinen Erfolg° Sie ist nicht

schlüssig, weil nicht angegeben wird, inwiefern es im vor—

liegenden Rechtsstreit, in dem nicht über merkmale der

Berufsunfähigkeit, sondern um die Höhe und den Beginn der

Versichertenrente gestritten wird, nach dem sachlich—recht-

lichen Standpunkt_des LSGrauf eine lückenlose Klärung des Be—
rufsbildes des Klägers angekommen Wü e°
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Mit Recht rügt dagegen die Revision, das'idG hätte in
der mündlichen Verhandlung vom 2„ Juni 1964 nicht von
dem Sachvortrag absehen dürfen° Eingangs der Entschei—

dungsgründe des angefochtenen Urteils heißt es aller—
dings, der Kläger sei darauf hingewiesen werden, daß

"im Falle seines Ausbleibens auf Antrag des anderen Be—

teiligten — wie geschehen — nach Aktenlage entschieden

werden könne (5% 153, 110 und 126 5GG)"„henn hiermit ge—
sagt sein soll, das LSG habe nach Lage der Akten ent—

schieden, so entspricht dies nicht dem tatsächlichen

Hergang im Termin vom 20 Juni 1964° Nach der Verhand—

rlungsniederschriit des LSG ist der — von den Beteilig—

ten allein anwesende — Bevollmächtigte der Beklagten ge—

hört und die Streitsache erörtert werden° Nachdem dieser

außerdem Anträge zur sache gestellt hatte, hat der Vor—

sitzende " die mündliche Verhandlung für geschlossen

erklärt"„ Daß auf Grund mündlicher Verhandlung entscnie—

den worden ist, besagt auch das Rubrum des angefochtenen

Urteils, Zur mündlichen Verhandlung gehört nach @ 112

Abs, 1 SGG die Darstellung des dachverhaltsa Diese ist

aber — wie die Verhandlungsniederschrift ausweist —
unterblieben° In der Unterlassung der Sachdarstell ng

hat bereits der 12° Senat des Bundessozialgerichts einen

wesentlichen Mangel des Verfahrens gesehen (BSG SozR

SGG @ 112 Nr° 5)° Dieser Rechtsauffassung hat sich der

erkennende Senat in einem Beschluß vom
29„ Juli 1965

— 4 RJ 197/65 — angeschlossen; er halt auch weiter
daran fest„ Ein Verlust des Rügerechts aus dem Gesichts—

punkt des Verzichts (vgl„ hierzu die o„a° £ntscheidung

vom 29„_Juli 1965) kommt im vorliegenden Falle nicht

in Betracht, weil der Kläger zwar auf die Teilnahme an

der mündlichen Verhandlung, niht aber gleichzeitig
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damit auf die Befolgung der gesetzlichen Vorschriften

über den Ablauf der Verhandlung verzichtet hat„ Er hat

durch sein Ausbleiben im Verhandlungstermin-nur eine

Entscheidung auf Grund vollst.ndiger mündlicher Verhand—

lung (© 124 Abs‚ 1 SGG) oder eine solche nach Lage der

Akten 5 126 SGG) in Kauf genommen, nicht aber die — im

Gesetz nicht vorgesehene — Möglichkeit, daß sein Prozeß—

gegner gehört und die 5treitsache mit ihm erörtert werde,

während sein eigenes Vorbringen nicht einmal in der Dar—

stellung des Sachverhalts zum Ausdruck kommen würde°

Die somit zulässige Revision ist auch begründet° Das ange—

fochtene Urteil muß aufgehoben und der Rechtsstreit zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung an das LS“ zurückver—

wiesen werden, weil es dem LSG an einer gesetzmäßigen Grund—

lage für seine ÖäCLGÜtSChGiÖUHg ge■ält hat; hierauf kann das

angefochtene Urteil beruhen (@ 170 Abs° 2 SGG)°

Über die Erstattungsfähigkeit der Kosten des Revisionsver—

fahrens wird das LSG in seiner abschließenden Entscheidung

mitzubefinden haben°
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